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Übersendung des Einkommensteuerbescheides 

Aus § 80 Abs. 3 Satz 2 und 3 NBG geht hervor, dass für Aufwendungen von berücksichtigungsfähigen 
Ehegatten/Lebenspartnern keine Beihilfe gewährt wird, wenn der Gesamtbetrag ihrer Einkünfte nach § 2 
Abs. 3 Einkommensteuergesetz oder ihrer vergleichbaren ausländischen Einkünfte im zweiten Kalenderjahr 
vor der Stellung des Beihilfeantrags 20.000 Euro übersteigt. Bei Renteneinkünften, deren erstmaliger 
Rentenbezug nach dem 1. April 2009 liegt, ist der Bruttobetrag der Rente maßgeblich. 
Kapitaleinkünfte, die seit dem 1. Januar 2009 nach § 32 d EstG versteuert werden müssen 
(Abgeltungssteuer) sind nicht im Gesamtbetrag der Einkünfte enthalten. Sie werden im Steuerbescheid 
gesondert ausgewiesen. Gesondert versteuerte Einkünfte aus Kapitalvermögen sind, soweit sie über den 
Sparer-Pauschbetrag hinausgehen, als Einkünfte des Ehegatten/Lebenspartners im Rahmen der 20.000 
Euro Grenze zu berücksichtigen. 
Somit sind Prüfungen, ob Kapitalerträge vorliegen und zwecks Ermittlung der maßgeblichen Einkünfte beider 
Ehepartner, durch die Vorlage des Einkommensteuerbescheides erforderlich. Die entsprechenden Beträge 
sind dem jeweiligen Einkommensteuerbescheid zu entnehmen. 
Quellen: NBG, EstG, NLBV 
 

Steuerpflicht 
(gekürzt) Auf Grund einer Anfrage hat das Bundesfinanzministerium mitgeteilt, dass etwa 195.000 
Rentnerinnen und Rentner in diesem Jahr keine Steuern mehr zahlen müssen. Grund dafür sei der höhere 
Grundfreibetrag, der jedem Steuerzahler zusteht. Gestiegen ist dieser im Jahr 2022 von 10.347 Euro auf 
10.908 Euro. Allerdings sind 87.000 Rentnerinnen und Rentner neu als Steuerpflichtige hinzugekommen, 
weil sie ab Juli 3,53 Prozent (West) beziehungsweise 4,25 Prozent (Ost) mehr Rente erhalten. Dem Bericht 
ist weiterhin zu entnehmen, dass durch die 2023 anstehenden Veränderungen, die aus der Besteuerung von 
Renten resultierenden Einnahmen des Staates von 45,8 Milliarden Euro im Jahr 2022 um 1,4 auf 44,4 
Milliarden Euro in diesem Jahr sinken würden. Die Bundesregierung hatte in ihrem Jahressteuergesetz 2022 
angekündigt, dass die ab dem Jahr 2040 vorgesehene volle Besteuerung von neuen Renten zeitgleich 
gestreckt werden soll, um eine künftig drohende Doppelbesteuerung von Renten zu vermeiden. Seit dem 
vergangenen Jahr liegt ein erster Vorschlag für eine gesetzliche Neuregelung der Rentenbesteuerung vor. 
Quell: Bundesfinanzministerium 
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Bedenkzeit vor einer OP 
Urteil: 
Bundesgerichtshof (BGH) vom 20.12.22 Az.: VI ZR 375/21 
Patientinnen und Patienten haben einen Anspruch darauf, rechtzeitig vor einem Eingriff vom Arzt über die 
möglichen Risiken aufgeklärt zu werden. Ein Mindestabstand zwischen Gespräch und Einwilligung muss 
aber nicht eingehalten werden. Das stellte der BGH in dem Urteil klar. Wie schnell ein Patient nach 
ordnungsgemäßer Aufklärung seine Entscheidung treffe, sei grundsätzlich Sache des Patienten. Die 
Patientenrechte sind erst seit 2013 im Bürgerlichen Gesetzbuch (BGB) festgeschrieben. Vorher leiteten sie 
sich zum Teil nur aus BGH-Urteilen ab. Nach den anderen angelehnten BGB (Bürgerliches Gesetzbuch) -
Vorschriften muss die Aufklärung „so rechtzeitig erfolgen, dass der Patient seine Entscheidung über die 
Einwilligung wohlüberlegt treffen kann“. Laut BGH kann das auch sehr schnell gehen. Sehe sich der Patient 
gleich nach dem Gespräch „zu einer wohlüberlegten Entscheidung in der Lage, ist es sein gutes Recht, die 
Einwilligung sofort zu erteilen“. Von jemandem, der noch Bedenkzeit braucht, erwarten die Richter 
umgekehrt, dass er das dem Arzt gegenüber auch zum Ausdruck bringt. 
Quellen: BGH-Urteil, BGB § 630 d Abs.2, § 630 e Abs. 2 Satz 1 Nr. 2 
 

Nebenverdienst für Hinterbliebene 
Witwen und Witwer können sich zu ihrer Hinterbliebenenrente etwas hinzuverdienen. Einkünfte wie 
Arbeitsentgelt oder Altersrente werden jedoch auf die Hinterbliebenenrente angerechnet. Entscheidend ist 
hierbei der Nettobetrag. Ermittelt wird er aus dem Bruttoeinkommen durch Abzug gesetzlich festgelegter 
Pauschalbeträge. Bis zu einem festgelegten Freibetrag bleibt die Hinterbliebenenrente unberührt. 
Übersteigen die Nettoeinkünfte jedoch den Freibetrag, werden die übersteigenden Einnahmen zu 40 Prozent 
auf die Rente angerechnet. Der Freibetrag für die Einkommensanrechnung liegt derzeit bei 950,93 Euro im 
Westen und 937,73 Euro im Osten Deutschlands (siehe auch: Aktuelle Informationen Nr. 169 Okt.2022). 
„Hinterbliebenenrente - Hilfe in schweren Zeiten“ Diese Broschüre der Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
gibt einen umfassenden Überblick über die verschiedenen Rentenleistungen für Hinterbliebene. Neben der 
Witwen-, Witwer- und Waisenrente lernen Sie weitere Leistungen wie die Erziehungsrente und 
Rentenabfindung kennen. Sie finden Infos zur Einkommenanrechnung, Krankenversicherung der Rentner 
und Rentenzahlung ins Ausland, außerdem wird die Alternative zur Hinterbliebenenrente, das 
Rentensplitting, vorgestellt. 
Quelle: Deutsche Rentenversicherung (DRV) 
 

Engagementpreis 80plus 
Im Rahmen eines Festaktes wurden zehn Frauen und Männer, die alle über 80 Jahre alt sind und sich 
ehrenamtlich engagieren, von Bundesminister a.D. Franz Müntefering geehrt. Sie wurden aus 350 
Vorschlägen zu Einzelpersonen, Ehepaaren und Gruppen von einer Jury ausgewählt und im Maternus-Haus 
in Köln ausgezeichnet. Der Preis wurde von der Stiftung ProAlter und dem Kuratorium Deutsche Altenhilfe 
(KDA) ausgelobt, um deutlich zu machen, dass auch Menschen, die über 80 Jahre alt sind, sich trotz des 
hohen Alters und mancher Handicaps einbringen. Bei vielen Vorschlägen wurde gesehen, welche 
Möglichkeiten des mitverantwortlichen Lebens auch für die über 80-jährigen bestehen. Es wurde ein 
Preisgeld von 10.000 Euro - 1.000 Euro je Preis - zur Verfügung gestellt. 
Quelle: FreiwilligenServer Niedersachsen 
 

Anspruch auf staatliche Hilfe 
Wenn man sich die monatlichen Beiträge für seine Pflege nicht leisten kann, besteht die Möglichkeit, 
staatliche Unterstützung zu beantragen. Aber wer die Hilfe bekommen will, darf nur ein bestimmtes 
Vermögen oder Einkommen haben. Die Freigrenzen dafür sind zu Beginn des Jahres stark gestiegen. Damit 
haben laut Verbraucherzentrale NRW mehr Menschen Anspruch auf die Hilfe. Die Freigrenze für das 
Vermögen liegt nun bei 10.000 Euro pro Person, ist somit um 5.000 Euro gestiegen. Das bedeutet, wer auf 
seinem Konto oder in bar nicht mehr als 10.000 Euro hat, kann die Hilfe zur Pflege bekommen. Für 
Ehepaare liegt der Vermögensfreibetrag bei 20.000 Euro. Für jedes Kind, das die Eltern noch finanzieren, 
kommt ein Freibetrag von 500 Euro hinzu. Unter bestimmten Voraussetzungen gibt es noch weiteres 
Schonvermögen, dazu kann unter Umständen eine Immobilie zählen. Die Pflegeversicherung ist keine 
Vollkaskoversicherung, man muss also stets einen Eigenanteil leisten. Wenn das Einkommen 
beziehungsweise die Rente dafür aber nicht ausreicht, kann beim Sozialamt die Unterstützung zur Pflege 
beantragt werden. Wichtig dabei ist, die staatliche Unterstützung zügig anzugehen, wenn die Situation 
eintritt, dass ein Familienangehöriger Pflege braucht. Denn auch wenn die Bearbeitung unter Umständen 
länger dauern sollte, zählt bei Auszahlung der Hilfe der Zeitpunkt, wann der Antrag gestellt wurde. 
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Bei der Berechnung wird unterschieden zwischen alleinstehenden und verheirateten Personen. 
Alleinstehende müssen ihr gesamtes Einkommen für die Kosten des Pflegeheims bis auf ein Taschengeld 
für eigene Ausgaben in Höhe von etwa 135 Euro einsetzen. Deckt die Rente die Kosten nicht vollständig ab, 
können sie unter bestimmten Voraussetzungen die Hilfe bekommen. Zieht nur ein Ehepartner in ein 
Pflegeheim, übernimmt das Sozialamt den Teil der Kosten, der über der Einkommensgrenze liegt. Die 
Einkommensgrenze ist dann abhängig von den sogenannten Regelbedarfsstufen, die ebenfalls erhöht 
wurden (siehe: www.bmas.de). 
Hinweis: Wohngeld können bundesweit auch Bewohner im Pflegeheim beantragen. Betroffene sollten sich 
nicht scheuen, Beratung in Anspruch zu nehmen.  
Quelle: Verbraucherzentrale NRW, BMAS, IhreVorsorge 
 

Hinzuverdienstgrenzen bei vorgezogenen Altersrenten – Digitalisierung von Meldeverfahren 
(BMAS-Pressemitteilung gekürzt) Mit dem Achten Gesetz zur Änderung des Vierten Buches Sozialgesetzbuch 
und anderer Gesetze – kurz: 8. SGB IV-Änderungsgesetz – bringt die Bundesregierung Regelungen zur 
konsequenten Fortentwicklung des elektronischen Datenaustauschs zwischen Arbeitgebern und den 
Trägern der sozialen Sicherung, aber auch der Sozialversicherungsträger untereinander auf den Weg. 
Das Vierte Buch Sozialgesetzbuch (SGB IV) enthält gemeinsame Regelungen für die Sozialversicherung, 
die regelmäßig der Anpassung bedürfen. Mit dem 8. Änderungsgesetz soll unter anderem das Melde- und 
Beitragsrecht zukunftsgerichtet und zeitgemäß verbessert und weiter aktualisiert werden.  
In der gesetzlichen Rentenversicherung werden mit dem Gesetz die Hinzuverdienstmöglichkeiten bei 
vorgezogenen Altersrenten und Erwerbsminderungsrenten zum 1. Januar 2023 grundlegend reformiert. So 
entfällt die Hinzuverdienstgrenze bei vorgezogenen Altersrenten. Bei Erwerbsminderungsrenten werden die 
Hinzuverdienstgrenzen deutlich angehoben. 
 
Dazu die AOK (zuletzt aktualisiert am 01. Januar 2023): 
Versicherte können eine Altersrente in voller Höhe oder als Teilrente in Anspruch nehmen und diese Rente 
bereits schon vor Vollendung der Regelaltersgrenze beziehen. In allen Fällen dürfen seit 2023 die 
Rentenempfänger unbegrenzt hinzuverdienen. Dabei spielt es keine Rolle, ob die Altersrente als Voll- oder 
Teilrente gewährt wird. 
Renten wegen Erwerbsminderung (bei voller oder teilweiser Erwerbsminderung) werden nur gezahlt, wenn 
bestimmte Hinzuverdienstgrenzen nicht überschritten werden. Maßgebend für die Höhe der Rente wegen 
Erwerbsminderung ist der erzielte Hinzuverdienst. 
   Volle Erwerbsminderung: jährliche Hinzuverdienstgrenze 
-  17.823,75 Euro alte Bundesländer 
-  17.272,50 Euro neue Bundesländer 
   Teilweise Erwerbsminderung: jährliche Mindesthinzuverdienstgrenze 
-  35.647,50 Euro alte Bundesländer 
-  34.545,00 Euro neue Bundesländer 
Der Hinzuverdienst darf grundsätzlich nur innerhalb des Restleistungsvermögens des erwerbsgeminderten 
Rentners erzielt werden.  
Das gilt 
-   bei einer Rente wegen voller Erwerbsminderung in einer Beschäftigung von unter drei Stunden täglich 
und 
-    bei einer Rente wegen teilweiser Erwerbsminderung in einer Beschäftigung von unter sechs Stunden 
täglich. 
 
Ein Großteil der Regelungen des 8. SGB IV-Änderungsgesetzes betrifft die Umstellung von Verfahren, die 
bislang noch einen schriftlichen Informationsaustausch vorsehen, auf digitale elektronische Wege. Dazu 
gehört beispielsweise die Meldung von Elternzeiten durch die Arbeitgeber an die Krankenkasse.  
Mit dem Gesetz werden außerdem weitere notwendige gesetzliche Anpassungen vorgenommen. So wird 
das Vermögensrecht der Sozialversicherung an ein verändertes Umfeld angepasst, das neue Anforderungen 
an das Anlage- und Risikomanagement stellt.  
Quellen: Bundesministerium für Arbeit und Soziales (BMAS), AOK 
 

Pflegegeld darf nicht gepfändet werden 
Urteil: 
Bundesgerichtshof (BGH) vom 16.01.2023 Az.: IX ZB 12/22 
Der Bundesgerichtshof hat entschieden, dass weitergeleitetes Pflegegeld nicht als Arbeitseinkommen gilt. Es 
dürfe auch dann nicht gepfändet werden, wenn ein pflegender Angehöriger überschuldet ist, denn das 
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widerspräche dem gesetzlichen Ziel. Es sei kein Entgelt für bestimmte Leistungen, sondern eine materielle 
Anerkennung. 
Das gesetzliche Ziel des Pflegegeldes sei, die Pflegebereitschaft von Angehörigen, Freunden oder 
Nachbarn zu erhöhen. Wäre das von der pflegebedürftigen Person weitergeleitete Pflegegeld pfändbar, 
würde der gesetzliche Zweck der Leistung nicht erreicht. Das Pflegegeld stelle auch kein Arbeitseinkommen 
dar, sondern sei eine freiwillige Leistung des Pflegebedürftigen an die Pflegeperson. Auch das stehe einer 
Pfändbarkeit entgegen. Der BGH wies die Beschwerde des Insolvenzverwalters zurück. 
Quelle: BGH-Urteil 
 

Änderungen des Krankenversicherungsbeitrags 
(gekürzt) Für viele gesetzlich Krankenversicherte hat sich zum 1. Januar 2023 der Zusatzbeitrag ihrer 
Krankenkasse geändert. Bei Rentnerinnen und Rentnern, die in der Rentenversicherung pflichtversichert 
sind, wirkt sich die Änderung (Erhöhungen/Senkungen) aufgrund gesetzlicher Vorgaben erst zeitversetzt ab 
März 2023, immer erst zwei Monate später, aus. Im Januar und Februar 2023 werden die aus der Rente zu 
zahlenden Krankenversicherungsbeiträge zunächst weiter auf Grundlage des bisherigen Beitrags laut 
Deutsche Rentenversicherung berechnet. Informationen hierüber erfolgen über den Kontoauszug der Bank, 
schriftliche Bescheide durch die Rentenversicherung erfolgen nur in Ausnahmefällen, weil 
Rentenberechtigter und Kontoinhaber nicht identisch sind.  
Die Deutsche Rentenversicherung weist auf Verwendung von Cookies hin, um die Webseite zu verbessern 
und dafür anonyme Nutzungsstatistiken zu erheben. Die DRV schreibt: „Hierbei wird zu keiner Zeit Ihre 
Nutzung unserer Webseite mit persönlichen Daten in Verbindung gebracht. Erklärungen finden Sie in der 
Datenschutzerklärung. Auf dieser Seite ist auch jederzeit der Widerruf Ihrer Einwilligung möglich“. 
Zur Frage der DRV: „Dürfen wir dazu vorübergehend ein Statistik-Cookie setzen?“, willigen Befragte ein oder 
lehnen ab.  
Quelle: Deutsche Rentenversicherung (DRV) 

 
 
 


